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Spruch
E3 428.274-1/2012-8E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. HERZOG als Vorsitzende und den Richter Mag. HUBER-HUBER als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
20.07.2012, ZI. 12 08.435-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin
Dr. HERZOG als Vorsitzende und den Richter Mag. HUBER-HUBER als Beisitzer Uber die Beschwerde des romisch 40 ,
geb. romisch 40 , StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.07.2012, ZI. 12 08.435-BAT, in
nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemaRR§ 66 Abs 2 AVG
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.In
Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR Paragraph 66,
Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt
zurtickverwiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang
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1. Der erstinstanzliche Verfahrensgang ergibt sich aus den Verwaltungsakten des Bundesasylamtes.
2. Am 12.07.2012 brachte der Beschwerdefihrer einen Antrag auf internationalen Schutz beim Bundesasylamt ein.

3. Im Zuge der verschiedenen Einvernahmen brachte der Beschwerdefihrer als Fluchtgrund vor, dass er in XXXX bei
seiner Tante gelebt habe und sei ihm vom pakistanischen Militar, aufgrund der Lagerung von Gegenstanden der
Taliban im Hause der Tante, die Zusammenarbeit mit den Taliban vorgeworfen worden. Ferner sei ihm auch seitens
der Taliban die Zusammenarbeit mit dem Militar vorgeworfen worden. Er sei von den Taliban entfihrt und geschlagen
worden und sei er auch vom Militar festgenommen worden. Aus Angst getttet zu werden, habe er sich zur Flucht
entschlossen.3. Im Zuge der verschiedenen Einvernahmen brachte der Beschwerdeflhrer als Fluchtgrund vor, dass er
in rémisch 40 bei seiner Tante gelebt habe und sei ihm vom pakistanischen Militér, aufgrund der Lagerung von
Gegenstanden der Taliban im Hause der Tante, die Zusammenarbeit mit den Taliban vorgeworfen worden. Ferner sei
ihm auch seitens der Taliban die Zusammenarbeit mit dem Militdr vorgeworfen worden. Er sei von den Taliban
entfihrt und geschlagen worden und sei er auch vom Militdr festgenommen worden. Aus Angst getttet zu werden,

habe er sich zur Flucht entschlossen.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 20.07.2012 wurde der dem Verfahren zugrunde liegende Antrag auf
internationalen Schutz des Beschwerdeflhrers in Spruchpunkt | bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemaR 8 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 und in Spruchpunkt Il beztglich der Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan gemaf3 § 8 Abs. 1iVm 82 Abs. 1Z 13
AsylG 2005 abgewiesen. Mit Spruchpunkt Il wies das Bundesasylamt den Beschwerdeflihrer gemaRs 10 Abs. 1 Z 2
AsylG 2005 aus dem osterreichischen Bundesgebiet in den Herkunftsstaat Pakistan aus. Unabhangig von einer
Glaubwiurdigkeitsprifung wurde ausgefuhrt, dass es nicht méglich sei, dass der Beschwerdefihrer in ganz Pakistan
von den Taliban gefunden werden wirde und wurde er auf die Mdglichkeit der Inanspruchnahme einer
Innerstaatlichen Fluchtalternative verwiesen.4. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 20.07.2012 wurde der dem
Verfahren zugrunde liegende Antrag auf internationalen Schutz des Beschwerdefuhrers in Spruchpunkt romisch eins
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 und in Spruchpunkt romisch zwei bezlglich der Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan gemafl Paragraph 8, Absatz eins, in
Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen. Mit Spruchpunkt romisch drei wies das
Bundesasylamt den Beschwerdefihrer gemdafl Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet in den Herkunftsstaat Pakistan aus. Unabhangig von einer Glaubwurdigkeitsprifung
wurde ausgeflhrt, dass es nicht moglich sei, dass der Beschwerdefiihrer in ganz Pakistan von den Taliban gefunden
werden wirde und wurde er auf die Mdglichkeit der Inanspruchnahme einer Innerstaatlichen Fluchtalternative

verwiesen.

5. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes wird auf die
Beschwerdeschrift verwiesen.

Il. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:rémisch zwei. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:

1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewdhrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005BGBI. | Nr.
100/2005, zuletzt gedndert mitBGBI. | Nr. 87/2012) und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrage auf
internationalen Schutz, sohin auch auf die vorliegenden, anzuwenden.1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die
Gewdhrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, zuletzt gedndert mit
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,) und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrdge auf
internationalen Schutz, sohin auch auf die vorliegenden, anzuwenden.

GemaR§ 61 AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes.Gemal Paragraph 61, AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes.

Gemald § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz -
AsylGHG) idF BGBL. | Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
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das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr.51 zur Anwendung gelangt.GemaR Paragraph 23,
Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) in der Fassung BGBL. romisch eins Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr.
51, mit der Mal3gabe sinngemafd anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt,
weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -
AVG, Bundesgesetzblatt Nr.51 zur Anwendung gelangt.

Anzuwenden war das AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der geltenden Fassung (im Folgenden: "AsylG 2005"), das AVG,
BGBI. Nr. 51/1991 in der geltenden Fassung und das ZustG,BGBI. Nr. 200/1982 in der geltenden Fassung. Hinsichtlich
des Verfahrens vor dem Asylgerichthof waren die einschlagigen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005, BGBI. | Nr. 100
in der geltenden Fassung (im Folgenden: "AsylG 2005") anzuwenden.Anzuwenden war das AsylG 2005, BGBI. rémisch
eins Nr. 100 in der geltenden Fassung (im Folgenden: "AsylG 2005"), das AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, in
der geltenden Fassung und das ZustG, Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982, in der geltenden Fassung. Hinsichtlich des
Verfahrens vor dem Asylgerichthof waren die einschlagigen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt
rémisch eins Nr. 100 in der geltenden Fassung (im Folgenden: "AsylG 2005") anzuwenden.

GemaR § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten,
soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. GemaR
8 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen zurtickweisende Bescheide nach den
88 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemal3 8 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof
bei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von
anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemda38 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im
zustandigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. Im
vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen fur eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die
fir eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.Gemal Paragraph 9, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung
durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. Gemal3 Paragraph 61, Absatz 3,
AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide nach den
Paragraphen 4 und 5 AsylG 2005 und nach Paragraph 68, AVG durch Einzelrichter. GemaR Paragraph 42, AsylG 2005
entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer
erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemal3 Paragraph 11,
Absatz 4, AsylGHG, wenn im zustandigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet durch
einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen fir eine Entscheidung durch einen
Einzelrichter noch die fur eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.

2. Gemal 8 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehdrde (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen
diesbeziglich keine materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfuhrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlickverweisen.2. Gemal3 Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die
Berufungsbehorde (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen diesbezlglich keine
materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder
Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die
Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug
untergeordnete Behodrde zurtickverweisen.

GemalR Absatz 3 dieser Gesetzesstelle kann die Berufungsbehoérde jedoch die mundliche Verhandlung und
unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchflihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden
ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084,
grundsatzliche Ausfuhrungen zur Anwendbarkeit des § 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den
Unabhangigen Bundesasylsenat im Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere
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ausgefuhrt:Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.
2000/20/0084, grundsatzliche Ausfihrungen zur Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren im
Allgemeinen und durch den Unabhdngigen Bundesasylsenat im Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten
Erkenntnis insbesondere ausgefihrt:

"Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemaR§ 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch berucksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur moéglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behotrde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer ;obersten Berufungsbehérde' (Art. 129c 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufihren."'Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal
Paragraph 66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch bertcksichtigt werden, dass das
Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug
vorgesehen, der zur belangten Behtrde und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen
Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens fuhrt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April
2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behérde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle
einer jobersten Berufungsbehorde' (Artikel 129 ¢, 1 B-VG) wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines
Instanzenzuges zur bloRen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor
der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und
brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzufthren."

Im Erkenntnis vom 17.10.2006 (Z12005/20/0459) hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach§ 66 Absatz 2 AVG nur
zuldssig ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn die Mangel
des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehdr saniert hatten werden kénnen.Im Erkenntnis vom
17.10.2006 (ZI 2005/20/0459) hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach Paragraph 66, Absatz 2 AVG nur zulassig
ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall wdre, wenn die Mangel des

erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehor saniert hatten werden kénnen.

3. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in verschiedenen Erkenntnissen betont, dass eine
umfangreiche und detaillierte Erhebung des asylrechtlich relevanten Sachverhaltes durch die Behérde erster Instanz
durchzufuhren ist.

Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof, zuletzt in seinem Erkenntnis vom 7.11.2008, ZI.U 67/08-9, ausgesprochen,
dass willkurliches Verhalten einer Behorde, das in die Verfassungssphdre eingreift, dann anzunehmen ist, wenn in
einem entscheidenden Punkt jegliche Ermittlungstatigkeit unterlassen wird oder ein ordnungsgemaRes
Ermittlungsverfahren gar nicht stattfindet, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des Parteienvorbringens
oder dem Aufer- Acht - Lassen des konkreten Sachverhaltes. Ein willkurliches Vorgehen liegt insbesondere dann vor,
wenn die Behérde den Bescheid mit Ausfiihrungen begriindet, denen jeglicher Begriindungswert fehlt (vgl. VfSlg.
13.302/1992 m. w. N., 14.421/1996, 15.743/2000).Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof, zuletzt in seinem Erkenntnis
vom 7.11.2008, ZI. U 67/08-9, ausgesprochen, dass willkirliches Verhalten einer Behdrde, das in die Verfassungssphare
eingreift, dann anzunehmen ist, wenn in einem entscheidenden Punkt jegliche Ermittlungstatigkeit unterlassen wird
oder ein ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren gar nicht stattfindet, insbesondere in Verbindung mit einem
Ignorieren des Parteienvorbringens oder dem Aul3er- Acht - Lassen des konkreten Sachverhaltes. Ein willkurliches
Vorgehen liegt insbesondere dann vor, wenn die Behdrde den Bescheid mit Ausfuhrungen begriindet, denen jeglicher
Begrindungswert fehlt vergleiche VfSlg. 13.302 aus 1992, m. w. N., 14.421 aus 1996,, 15.743 aus 2000,).

3.1. Die von der Rechtsprechung der Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts geforderte ganzheitliche Wardigung bzw. die
Durchfuhrung eines ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren ist im gegenstandlichen Fall unterblieben und ist die
belangte Behdérde nach dem Daflrhalten des Asylgerichtshofes ihrer Begrindungspflicht nicht ausreichend
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nachgekommen. Im vorliegenden Fall sind die seitens der Hochstgerichte gestellten Anforderungen an ein
rechtsstaatliches Asylverfahren in qualifizierter Weise unterlassen worden, dies aus folgenden Erwdgungen:

Das individuelle Vorbringen des Beschwerdefiihrers wurde nicht in hinreichender Weise gewdrdigt: Sofern keine
weiteren Verfahrensschritte erfolgt sein mdgen, da die Rechtsposition vertreten wird, dass dem Beschwerdefthrer die
Moglichkeit der Inanspruchnahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative offen stiinde, so ist wie folgt auszufihren:

Die Ausfuhrungen des Bundesasylamtes zur Inanspruchnahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative erweisen sich
als grob verfehlt, da der Beschwerdeflhrer auch eine staatliche Verfolgung seitens des Militérs aufgrund der ihm
unterstellten Zusammenarbeit mit den Taliban vorbrachte und ist die Annahme einer innerstaatlichen
Fluchtalternative in dieser - wie vom Bundesasylamt getatigten generellen Form - im Falle einer staatlichen Verfolgung
nicht haltbar.

Ohne eine nahere Befragung des Beschwerdefuhrers sowie Ermittlungen ob es ich bei der staatlichen Verfolgung um
eine solche von lokaler Begrenztheit handelt, sind die Ausfuhrungen des BAA zur Annahme einer innerstaatlichen
Fluchtalternative nicht schlissig und kdnnen nicht als erwiesen angenommen werden.

Es ware jedenfalls eine einzelfallbezogene Beweiswirdigung sowie rechtliche Wiurdigung des individuellen Vorbringens
des Beschwerdeflhrers, basierend auf aktuellen Feststellungen erforderlich gewesen. Diese Anforderungen werden
aber bei weitem verfehlt. Zur Frage der Glaubwuirdigkeit des Beschwerdefihrers und auch zur Erdrterung der
individuellen Gefahrdungssituation wird eine erganzende Einvernahme des Antragstellers durchzuflihren sowie
werden gegebenenfalls entsprechende Ermittlungen zu tatigen sein und wird die belangte Behorde eine Wirdigung
des Vorbringens unter Zugrundelegung aktueller, individuell das Vorbringen des Beschwerdeflhrers betreffende
Feststellungen, im fortgesetzten Verfahren nachzuholen haben.

Der Asylgerichtshof verkennt nicht, dass in Pakistan in der Regel bei nicht-staatlicher oder 6rtlich begrenzter staatlicher
Verfolgung das Instrumentarium der Innerstaatlichen Fluchtalternative zur Anwendung gelangen kann, jedoch kann
beim Beschwerdefiihrer aufgrund seines Vorbringens, dass er auch vom Militar Verfolgung zu gewartigen hatte, nicht
ausgeschlossen werden, dass es sich bei ihm um eine Person handelt, welche mitunter auch landesweit ins 6ffentliche
Blickfeld von Staatsorgangen geraten sein kdnnte und kann daher, ohne naherer Ermittlungsschritte, nicht generell
vom Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative ausgegangen werden.

3.2. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner jlingsten Rechtsprechung eine ganzheitliche Wirdigung des
individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persénlichen
Glaubwurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, ZI.: 2003/20/0389). Aufgrund des
augenscheinlich mangelnden Ermittlungsverfahrens der Erstbehorde - fehlende Feststellungen, mangelnde Wirdigung
von Beweismitteln - hat die Erstbehdrde jedenfalls eine solche ganzheitliche Wirdigung des individuellen Vorbringens
nicht vorgenommen, da das Bundesasylamt dieses offensichtlich nicht anhand der konkret entscheidungsrelevanten
aktuellen Situation gewurdigt hat.

Aus Sicht des Asylgerichtshofes verstdoRt das Prozedere der Erstbehdrde somit gegen die von§ 28 AsylG 1997
determinierten Ermittlungspflichten. Der fir den Umfang der Ermittlungspflicht maRgebliche § 28 AsylG bestimmt
namlich, dass die Asylbehdrden in allen Stadien des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung oder in anderer
geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben, dass die fur die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht oder
luckenhafte Angaben (ber die zur Begrindung des Antrages geltend gemachten Umstande vervollstandigt, die
Beweismittel flr diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel erganzt und Uberhaupt alle
Aufschlisse gegeben werden, welche zur Begriindung des Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind
Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen. Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus § 37 AVG i.V.m.
§ 39 Abs. 2 leg.cit. hervorgehenden Verpflichtung der Verwaltungsbehdrde, den maligeblichen Sachverhalt von Amts
wegen zu ermitteln und festzustellen ist, hat die Erstbehérde in diesem Verfahren missachtet.Aus Sicht des
Asylgerichtshofes verstoRt das Prozedere der Erstbehdrde somit gegen die von Paragraph 28, AsylG 1997
determinierten Ermittlungspflichten. Der fir den Umfang der Ermittlungspflicht maRgebliche Paragraph 28, AsylG
bestimmt namlich, dass die Asylbehdrden in allen Stadien des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung oder in
anderer geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben, dass die fir die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht
oder luckenhafte Angaben Uber die zur Begrindung des Antrages geltend gemachten Umstande vervollstandigt, die
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Beweismittel fur diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel erganzt und Uberhaupt alle
Aufschlisse gegeben werden, welche zur Begrindung des Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind
Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen. Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus Paragraph 37,
AVG in Verbindung mit Paragraph 39, Absatz 2, leg.cit. hervorgehenden Verpflichtung der Verwaltungsbehorde, den
mafgeblichen Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und festzustellen ist, hat die Erstbehdrde in diesem Verfahren
missachtet.

Es hatte jedenfalls im Sinne des§ 45 Absatz 3 AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt)
amtswegig zu ermittelnden Sachverhalt und den diesbezuglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis
der behordlichen Beweisaufnahme in formlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdrucklich unter Setzung einer
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwGH 05.09.1995, ZI.
95/08/0002), was nicht geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehors sind samtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme.
Auch soweit die Behdrde bestimmte Tatsachen als offenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VWGH
17.10.1995, ZI.94/08/0269). Gemall der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VWGH 27.02.2003, ZI.
2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehérs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Moglichkeit hat, in ihrer Berufung dagegen Stellung zu
nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der erstinstanzlichen Bescheidbegrindung
tatsachlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Berufungsbehérde das Parteiengehor
einrdumen mdisste  (VWGH  25.03.2004, ZI.2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte
Bescheidbegriindung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfiillt.Es hatte jedenfalls im Sinne des Paragraph
45, Absatz 3 AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt) amtswegig zu ermittelnden
Sachverhalt und den diesbezlglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis der behordlichen
Beweisaufnahme in férmlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdricklich unter Setzung einer angemessenen
Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwGH 05.09.1995, ZI. 95/08/0002), was nicht
geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehors sind samtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme. Auch soweit die
Behorde bestimmte Tatsachen als offenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VWGH 17.10.1995, ZI.
94/08/0269). GemalR der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH 27.02.2003, ZI.
2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehdrs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Moglichkeit hat, in ihrer Berufung dagegen Stellung zu
nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der erstinstanzlichen Bescheidbegrindung
tatsachlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Berufungsbehdrde das Parteiengehor
einrdumen mdisste  (VWGH  25.03.2004, ZI.2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte
Bescheidbegrindung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfullt.

4. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende
Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklart, noch ergibt
sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst zweifelfrei, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entsprache. Im
Gegenteil ist das Verfahren der belangten Behdrde mit den unter Punkt 3.1. oben dargestellten schweren Mangeln
behaftet. Samtliche Erhebungen, welche grundsatzlich von der Erstbehdrde durchzufihren sind, waren demnach
durch den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter Berticksichtigung der oben dargestellten Ausfihrungen
des Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des § 66 Absatz 3 AVG4. Im
gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende
Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklart, noch ergibt
sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst zweifelfrei, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entsprache. Im
Gegenteil ist das Verfahren der belangten Behdrde mit den unter Punkt 3.1. oben dargestellten schweren Mangeln
behaftet. Samtliche Erhebungen, welche grundsatzlich von der Erstbehdrde durchzufihren sind, waren demnach
durch den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter Berticksichtigung der oben dargestellten Ausfuhrungen
des Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des Paragraph 66, Absatz 3 AVG.
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5. Die Rechtssache war daher spruchgemal? an die Behorde erster Instanz zur neuerlichen Verhandlung und
Entscheidung zurtckzuverweisen. Die Erstinstanz wird im fortzusetzenden Verfahren die dargestellten Mangel zu
verbessern haben.
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